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Im Verhältnis der wettbewerbspolitischen zu den industriepolitischen Aktivitäten
der Gemeinschaft ist es zu deutlichen Akzentverschiebungen gekommen. Das Jahr
1989 hatte noch im Zeichen spektakulärer Auseinandersetzungen über den
Ausbau der gemeinschaftlichen Wettbewerbspolitik gestanden. Sie fanden ihren
Abschluß mit dem Erlaß der Verordnung zur vorbeugenden Fusionskontrolle.
Demgegenüber war die Industriepolitik, nicht zuletzt als Folge der guten Kon-
junktur, in der Subventionen entbehrlich erscheinen oder durch sie bedingte
Wettbewerbsverzerrungen eher toleriert werden, in den Hintergrund getreten. Mit
der weltweiten Verschlechterung der Konjunktur, vor allem der konjunkturellen
Differenzierung innerhalb der Europäischen Gemeinschaft, aber auch dem
dramatischen Verlauf der GATT-Verhandlungen kam die Debatte über Sub-
ventionen und Protektion wieder in Schwung, während die Kommission Muße
hatte, ihr neues Instrument einsatzreif zu machen . Dazu hatte sie fast ein Drei-
vierteljahr Zeit, denn die Verordnung trat erst am 21. September 1990 in Kraft.
Nach eher unauffälligem Anlauf der Fusionskontrollpraxis lebte im Frühsommer
1991 durchaus die alte Auseinandersetzung um einen möglichen "industriepoliti-
schen Mißbrauch" dieses wettbewerbsrechtlichen Instrumentes wieder auf, und es
bleibt zunächst abzuwarten, ob es sich hier lediglich um ein Nachholgefecht oder
um die Kritik an einem Systemfehler handelt.

Verschärfte Unternehmenskonzentration künftig unter EG-Kontrolle

Der Möglichkeit zur Fusionskontrolle hatte es dringend bedurft. Denn der Kon-
zentrationsprozeß der europäischen Wirtschaft schreitet fort, ja er hat sich viel-
fach dramatisch beschleunigt. Dies gilt vor allem für die Industrie. Sie ist dabei,
sich im gemeinschaftlichen Rahmen neu zu strukturieren. Wichtigstes Instrument
ist dabei die Form der Mehrheitsbeteiligung einschließlich der Übernahme und
der Fusion. Nur auf sie findet die neue EG-Verordnung Anwendung. Mehr
kooperative Interessenverflechtungen wie Minderheitsbeteiligungen treten da-
hinter zahlenmäßig sehr zurück; nur in wenigen Bereichen ist hier eine gewisse
Dynamik zu erkennen. Die Form der Gründung gemeinsamer Tochtergesell-
schaften wird noch seltener praktiziert und dient vor allem solchen Unternehmen
als Alternative zur Mehrheitsbeteiligung, die, wie vielfach in den Branchen
Chemie und Elektrotechnik, auf begrenzten Gebieten, etwa im Vertrieb, kooperie-
ren wollen2. Die Chemieindustrie ist aber zugleich der Wirtschaftsbereich, der
sich am stärksten europäisiert. Die Zahl der gemeinschaftsweiten Transaktionen
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hat hier bei weitem die Zahl der bloß nationalen oder gar der internationalen
hinter sich gelassen, was für keinen anderen Sektor gilt. Innerhalb eines einzigen
Jahres (1989) nahmen die Fusionsfälle um fast die Hälfte zu und erreichten damit
im Vergleich zu den internationalen Operationen das vierfache Niveau. Aber auch
in der Nahrungsmittelindustrie, der Elektrotechnik, dem Maschinenbau, der
Metallindustrie, der Papierindustrie und dem Baugewerbe gewinnen die europäi-
schen Transaktionen gegenüber den bisher dominanten nationalen an Boden.
Anders sind die Relationen im Dienstleistungssektor. Der Handel reorganisiert
sich bisher fast ausschließlich im nationalen Rahmen. Die Banken bauen traditio-
nell auch weltweit ihre Konzernstruktur aus, doch ist seit etwa drei Jahren eine
deutliche Ausrichtung auf die EG zu beobachten. Die auf Mehrheitsbeteiligungen
hinauslaufenden Finanztransaktionen im Versicherungssektor schließlich sind
relativ gleichmäßig auf die nationale, die europäische und die internationale
Szene verteilt. Nur im Bereich der Minderheitsbeteiligungen zeigt sich hier eine
deutliche Hinwendung zu europäischen Unternehmenstrukturen .

Der Konzentrationsprozeß in Europa hat mehrere Ursachen. Eine von ihnen
ist die sogenannte Globalisierung der Märkte, also das Phänomen, daß für den
Weltmarkt produzierende Industrie- und Dienstleistungsunternehmen omniprä-
sent zu sein haben, wenn sie ihre Leistungen unter allen relevanten Gesichtspunk-
ten wie Marktnähe, Logistik, Produktionskosten und Finanzierung optimieren
wollen. Der Weltmarkteinfluß bestimmt nicht nur die internationalen Finanztrans-
aktionen europäischer Unternehmen, sondern z.T. auch die innergemeinschaftli-
chen oder gar die nationalen, insoweit diese der Stärkung der internationalen
Wettbewerbsfähigkeit der beteiligten Firmen dienen. Neben der Globalisierung
der Märkte ist es vor allem die Vorbereitung auf den Europäischen Binnenmarkt,
die die Unternehmen dazu veranlaßt, sich — je nach Perspektive — abzurunden, in
den Schutz des Größeren zu begeben oder gemeinsam die interne Konkurrenz
auszuschalten, um der Importkonkurrenz oder der Konkurrenz auf Drittmärkten
gemeinsam entgegenzutreten. Die treibenden Kräfte sind in beiden Fällen -
Globalisierung und Europäisierung der Märkte — dieselben. Denn der Binnen-
markt ist ein wesentlicher Bestandteil des Weltmarktes. Da aber die Konkurrenz-
beziehungen hier noch intensiver sind, besteht auch in besonderem Maße die
Gefahr einer künftigen Gegenbewegung. So können binnenmarktorientierte
Restrukturierungen auch zu wettbewerblich höchst bedenklichen Konzentrationen
führen4. Ihnen soll durch die europäische Fusionskontrolle vorgebeugt werden.
Dem steht nicht entgegen, daß zur gleichen Zeit steuerliche Diskriminierungen
grenzüberschreitender Fusionen gegenüber entsprechenden nationalen Trans-
aktionen, die der Kommission seit Jahrzehnten ein Stein des Anstoßes waren, nun
endlich beseitigt werden und daß die Kommission auch ihre Bemühungen um die
Integration und Weiterentwicklung des europäischen Gesellschaftsrechts mit
Nachdruck fortsetzt6.
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Kommission sucht neue Orientierung

Auch eine zweite Gefahr, die vom Binnenmarkt für den Wettbewerb ausgeht,
wird in der Kommission deutlich gesehen: der "trade-off" zwischen dem Wett-
bewerbsziel und anderen Gemeinschaftszielen, insbesondere dem Regionalaus-
gleich (Kohäsion). Dieser wurde gerade in Reaktion auf die zu erwartende
Radikalität der Marktkräfte aufgewertet und seit den Finanzbeschlüssen von 1988
unter Einsatz umfangreicher Mittel verfolgt, die zu erheblichen Wettbewerbsver-
zerrungen führen können. Eine ähnliche Konfliktlage wird im Verhältnis zur
"Förderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem Interesse" (sprich: länderüber-
greifende Forschungsaktivitäten) gesehen. In der Wahrnehmung der Bewältigung
dieses Konflikts durch die EG-Behörden dominiert aus deutscher Sicht vielfach
das interventionistische, "industriepolitische" Ziel7. Das Selbstverständnis der
Kommission ist ein anderes, zumindest was die künftige Politikausrichtung betrifft.
Es läuft darauf hinaus, daß "die EG-Kommission im Zuge der fortschreitenden
Entwicklung des Binnenmarktes ... der Sicherung eines unverfälschten Wett-
bewerbs einen zunehmend höheren Rang einräumen muß" und daß "industriepoli-
tische Überlegungen ... weiter zurückgedrängt werden (müssen) ..."8. In den
Dienst dieses Zielvorrangs stellt die Kommission insbesondere die Neuorientie-
rung ihrer Politik der Kontrolle nationaler Subventionen sowie die Liberalisierung
des Dienstleistungssektors und des öffentlichen Beschaffungswesens.

Um die Subventionen effektiver kontrollieren zu können, hat die Kommission
ihre Arbeiten zur systematischen Durchleuchtung der nationalen Beihilfensysteme
fortgesetzt und zur Grundlage eines aktualisierten Vergleichs der Beihilfenintensi-
tät und -Struktur in den Mitgliedstaaten gemacht. Gegen Ende 1990 erschien ihr
"Zweiter Subventionsbericht"9. Die Analyse erstreckt sich auf das verarbeitende
Gewerbe, auf Landwirtschaft und Fischerei, den Bergbau und einige Sparten des
Verkehrsgewerbes. Sie deckt den Zeitraum von 1986 bis 1988 ab und knüpft
damit an den "Ersten Subventionsbericht" von 1988 an, der die Beihilfenpraxis in
den Jahren 1981 bis 1986 zum Gegenstand hatte. Einbezogen werden nicht nur
die finanziellen Hilfen, sondern auch weniger transparente Formen wie öffentliche
Kapitalbeteiligungen zu nicht-marktmäßigen Konditionen und steuerliche Erleich-
terungen — wenngleich es nach dem eigenen Eingeständnis der Kommission nicht
gelungen ist, alle versteckten Subventionsbeträge zu erfassen. Doch dies zeigt
eigentlich nur, welchen Spielraum die Mitgliedstaaten hier bisher gehabt haben
und wie sehr es solcher Datenaufbereitung im EG-Kontext bedarf. Einige Mit-
gliedstaaten haben dabei durchaus entscheidende Vorarbeiten geleistet; man
denke etwa an die amtlichen deutschen Subventionsberichte und die Subventions-
analysen der deutschen Forschungsinstitute im Rahmen der Strukturbericht-
erstattung10.

Der Bericht der Kommission räumt mit mancher Illusion auf. So legt er zutage,
daß das Land mit dem höchsten Anspruch auf ordnungspolitische Glaubwürdig-
keit, die Bundesrepublik Deutschland, nicht nur die absolut höchsten Subven-
tionsbeträge aufweist, sondern auch zu der Minderheit von Mitgliedstaaten zählt,
die den Umfang der Subventionen an das verarbeitende Gewerbe in realer
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Rechnung im Laufe des Jahrzehnts noch gesteigert haben11, während etwa
Großbritannien im gleichen Zeitraum das Subventionsniveau um 40%, Frankreich
das seine immerhin um 16% gesenkt hat. Daß diese Optik bisher wenig Auf-
merksamkeit fand, mag damit zusammenhängen, daß eine der unauffälligsten
Formen von Beihilfenvergabe, die Steuererleichterung, in der Bundesrepublik mit
55% des Gesamtvolumens einen sehr hohen Stellenwert unter den Subventions-
instrumenten hat, während in anderen Ländern die spektakuläreren Formen wie
Finanzzuschüsse (Großbritannien, Italien) oder Staatsbeteiligungen (Frankreich,
Großbritannien, bis vor wenigen Jahren auch Italien) dominieren12.

Der mit dem Fortschreiten des Binnenmarktkonzepts offenkundiger werdende
Konflikt nicht nur zwischen Anspruch des Vertrages und Wirklichkeit konkreter
Wirtschaftspolitik, sondern auch zwischen verschiedenen Zielen des Vertrages
nach dessen Ergänzung um Elemente aus der Einheitlichen Europäischen Akte,
war für die Kommission Anlaß zu einer gründlichen Reflexion des Verhältnisses
von Wettbewerbs- zu Industriepolitik13. Nach der Philosophie dieses Berichtes
muß die kontraproduktive Politik der sektoralen Intervention, wie sie vor allem in
den 70er, aber auch in den 80er Jahren noch vorgeherrscht hat, durch die Schaf-
fung eines "günstigen Umfeldes für unternehmerisches Handeln" — sprich: ein
Wettbewerb nach innen und außen garantierendes, stabiles Rahmenrecht
abgelöst werden. Auf dessen Grundlage müssen die Unternehmen ständige
Anpassungsleistungen erbringen. Diese sollen durch Industriepolitik gefördert
werden. Dazu bedarf es einer "langfristigen industriellen und technologischen
Perspektive". Diese kann besser im europäischen als im nationalen Kontext
erarbeitet werden, immer aber unter "vermehrte(n) Konsultationen mit den
Vertretern der Industrie". Die Befassung der EG an dieser Stelle entspricht dem
Prinzip der Subsidiarität, das hier auch für die Industriepolitik postuliert wird.

Sowohl der Vorrang des Rahmenrechts vor dem punktuellen Markteingriff als
auch das Subsidiaritätsprinzip machen es erforderlich, daß sich die Gemeinschaft
bei ihrer Industrieförderung einmal auf Gebiete "mit Schlüsselfunktion" für die
europäische Wirtschaft (Informationstechnologie, Luftfahrzeugbau, Meerestech-
nik), zum anderen auf "horizontale Maßnahmen" beschränkt. Zu diesen zählt die
Konzentration der gemeinschaftsfinanzierten Forschungstätigkeit auf die "Vor-
phase der Markteinführung", während die "marktnäheren EUREKA-Vorhaben"
und das Gros der Forschungs- und Entwicklungsprogramme den Mitgliedstaaten
vorbehalten bleiben sollen. Immer aber bleibt es Aufgabe der Gemeinschafts-
instanzen, für die Abstimmung zwischen den verschiedenen Ebenen, den beteilig-
ten Unternehmen und den verschiedenen Politikbereichen zu sorgen und dabei
auch sicherzustellen, daß die Klein- und Mittelunternehmen zu allen Märkten,
Programmen, Informationsquellen, Kooperationspotentialen und gemeinschafts-
finanzierten Forschungsergebnissen Zugang erhalten.

Das Kommissionsdokument liest sich über weite Strecken wie ein marktwirt-
schaftliches Credo, das gegen interventionistische Mitgliedstaaten und eine
protektionistische Außenwelt durchgesetzt werden muß. Entsprechend positiv
wurde es gerade in Deutschland von einer ordnungspolitisch sensiblen Öffentlich-
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keit aufgenommen. Doch ist die Gemeinschaft damit immer glaubwürdig? Vor
dem Hintergrund des Agrar-, Textil- und Stahlprotektionismus müßte ein Zyniker
es schon als einen Grabgesang auf die Uruguay-Runde nehmen, wenn er liest,
"Ziel der Gemeinschaft" müsse es sein "sicherzustellen, daß die Märkte ihrer Kon-
kurrenten genauso offen sind wie die Märkte der Gemeinschaft". Auch ist es nicht
frei von Widersprüchen, wenn die Kommission einerseits aus Gründen der wett-
bewerblichen Ausrichtung ihrer Politik sich lediglich "horizontale Maßnahmen"
zubilligt, gleichzeitig aber gegen die öffentliche Finanzierung marktnaher For-
schung durch die Mitgliedstaaten nicht entschieden vorgeht; wenn sie den Wett-
bewerb im Kreditgewerbe intensivieren will und zugleich die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit im Massenzahlungsverkehr betreibt , wenn sie einerseits den
sektoralen Interventionismus anprangert, es andererseits aber wegen des nicht-
statischen Charakters der Wirtschaftslage in den Sektoren für unerläßlich hält,
"von Zeit zu Zeit Probleme spezifischer Sektoren auf der Ebene der Gemein-
schaft oder der Mitgliedstaaten" anzugehen.

Dienstleistungen und Wettbewerb

Sowohl unter Wettbewerbs- als auch unter industriepolitischen Gesichtspunkten
mißt die EG-Kommission dem Dienstleistungssektor besondere Bedeutung für den
unternehmerischen Anpassungsprozeß zu. Der Anteil von Dienstleistungen an der
gesamtwirtschaftlichen Produktion wie am internationalen Handel wächst ständig.
Damit sind die umfangreichen und intensiven Regulierungen in vielen Branchen
und Sparten gerade dieses Sektors zu Hemmnissen ersten Ranges für den Wett-
bewerb im Europäischen Binnenmarkt geworden. Das gilt für die Finanz- und
Versicherungsdienste wie für den Verkehr und die Telekommunikation. Die
wechselseitige Aufhebung der Marktzugangsschranken bis 1992 ist hier jedoch im
Grundsatz beschlossen und wird schrittweise verwirklicht. Sie ist für die wett-
bewerbsfähigen Unternehmen mit einer starken Kostendegression verbunden. Es
ist mit einer völligen Neuordnung der Marktstruktur zu rechnen, wobei zahlreiche
Unternehmen werden schließen müssen. Nicht zuletzt wegen dieser Marktgrößen-
empfindlichkeit, aber auch wegen der vielfach festen Monopolstellung des Staates
als Anbieter von Dienstleistungen (Post, Bahn, Strom) herrschte nicht nur eine
nationale Segmentation dieser Märkte vor. Die Regierungen nutzen ihre Mono-
polstellung vielmehr auch industriepolitisch als jeweils wichtigster Nachfrager
nach Ausrüstungsgütern für ihre gigantischen Service-Unternehmen. Aus diesem
Grunde waren die Bereiche Telecom, Verkehr, Wasserwirtschaft und Energie
lange Zeit aus der Liberalisierung des öffentlichen Auftragswesens ausgenommen.

Das Jahr 1990 brachte hier jedoch die Wende. Im September verabschiedete
der Rat die Liberalisierungsrichtlinie für diese bisher ausgenommenen Bereiche.
Allerdings enthält sie noch eine Reihe von Einschränkungen und greift auch erst
oberhalb beträchtlicher Schwellenwerte15. Mit ihrer Umsetzung wird es also noch
keineswegs einen freien Gemeinschaftsmarkt im öffentlichen Auftragswesen
geben. Abgesehen von der noch nötigen Beseitigung der genannten Ausnahmen
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und einem handelspolitisch nicht unbedenklichen "local contenf'-Postulat, dessen
Revision wünschenswert wäre, bleibt eine Reihe von im öffentlichen Auftrags-
wesen bedeutsamen Dienstleistungen (Arbeitskräftevermittlung, Unterricht,
Hotellerie, Architekturleistungen u. a.) vorerst ausgeklammert. Allerdings ist die
Kommission unverzüglich nach Verabschiedung der Ratsrichtlinie über die bisher
ausgenommen Bereiche hier initiativ geworden . Wegen der z.T. hohen gesell-
schaftspolitischen Brisanz dieser Themenbereiche bedarf es freilich gründlicher
Reflexion, und rasche Liberalisierung ist nicht zu erwarten.

Die Liberalisierung des öffentlichen Auftragswesens gehört zwar nicht zu den
klassischen Postulaten der Gemeinschaftsverträge. Sie ergibt sich aber zwingend
aus dem wettbewerbsrechtlichen Zusammenhang und ist das wohl wichtigste
Instrument zur Eindämmung von Praktiken der nationalen, auch industriepolitisch
motivierten Diskriminierung auf einem Spezialmarkt von 700 Mrd. DM

Ausnahmerecht für Ostdeutschland

Wie wohl jeder Politikbereich wurden die Wettbewerbspolitik und die Industrie-
politik der Gemeinschaft auch von der deutschen Vereinigung beeinflußt. Was das
kodifizierte Beihilfenrecht anlangt, so sieht die Kommission mit geringen Aus-
nahmen keine Notwendigkeit, die "bestehenden horizontalen oder sektoralen
Regelungen, Richtlinien, Rahmenbestimmungen, Leitlinien usw." anzupassen18.
Sie ist aber zu einer "sensiblen und flexiblen" Rechtsanwendung bereit, die sowohl
dem Postulat der Wettbewerbsneutralität als auch dem in Ostdeutschland erhöh-
ten Bedarf an Strukturanpassung gerecht wird. Im Schiffbau ist sie sogar zur
Bewilligung von im Vergleich zu anderen Standorten höheren Betriebsbeihilfen
bereit. Voraussetzung für diese kooperative Haltung ist die Beachtung einer
Fristvorgabe für die Einstellung der Berlin- und Zonenrandförderung durch die
Bundesrepublik . Ähnlich wie bei den Beihilfen sollen auch die Kartellaufsicht,
die Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende Unternehmen und die vor-
beugende Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen in der Anfangszeit
nach der Vereinigung in besonderen Fällen flexibel gehandhabt werden .

Von besonderer Bedeutung für die Eingliederung der ostdeutschen Industrie
in den Gemeinsamen Markt ist das europäische Regime technischer Normen und
Standards. Auch soweit europäische Produktnormen nur fakultativ sind, was etwa
für die Hälfte aller Vorschriften zutrifft , erleichtert ihre Beachtung den Markt-
zugang. Bei den kostenwirksamen Anforderungen an Produkte und Produktions-
techniken im Hinblick auf technische Sicherheit, Gesundheitsschutz und Umwelt-
verträglichkeit wäre jedoch gerade die sofortige obligatorische Beachtung mit
Wettbewerbsnachteilen verbunden. Soweit solche Vorschriften ohnehin erst zum
1. Januar 1993 in Kraft treten, steht eine — wenngleich kurze — Übergangsfrist zur
Verfügung. Darüber hinaus hat die Gemeinschaft für Ostdeutschland Ausnahmen
vom geltenden EG-Recht über Normen und Standards zugestanden. Dazu zählen
u. a. die Verarbeitung von Agrarprodukten, Pharmazeutika, die chemische Indu-
strie, der Maschinenbau und die Elektrotechnik sowie Textilerzeugnisse. Wegen
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des vollständigen Umbaus der Struktur öffentlich-rechtlicher Körperschaften in
Ostdeutschland können auch die neuen, strengen Wettbewerbsvorschriften im
Bereich des öffentlichen Auftragswesens noch nicht voll zum Zuge kommen22.
Schließlich ist der Umweltschutz über Jahrzehnte hinweg in extremem Maße
vernachlässigt worden . Strenge Beachtung der EG-Vorschriften würde die
sofortige Einstellung zahlreicher Produktionen erzwingen — eine in Anbetracht
der ohnehin dramatischen Strukturkrise sozial- wie industriepolitisch kaum
vertretbare Konsequenz. In allen genannten Fällen hat die Gemeinschaft Über-
gangsfristen zugestanden. Sie reichen bei den meisten binnenmarktrelevanten
Regeln bis Ende 1992, im Umweltschutz großenteils auch bis 199524.

Fazit

Die Vollendung des Binnenmarktes und die damit zusammenhängende verstärkte
Neigung zur Unternehmenskonzentration erzwingen im Spannungsfeld zwischen
Industriepolitik und Wettbewerbspolitik eine Verschiebung zur letzteren, in-
nerhalb des Bereichs der Industriepolitik eine Verschiebung von den sektorbezo-
genen und den Wettbewerb stärker beeinträchtigenden Aktivitäten (marktnahe
Subventionen) zu den wettbewerbsneutralen "horizontalen" Aktivitäten. Dies
entspricht dem erklärten Kurs(wechsel) der EG-Kommission. Der weltwirtschaftli-
che Konjunktureinbruch, der auch eine Reihe von EG-Ländern erfaßt hat,
erschwert jedoch diese Neuausrichtung. Das gleiche gilt für die gemeinschafts-
weite Umstrukturierung der Wirtschaft zugunsten des Dienstleistungssektors. Hier
besteht zwar weniger die Neigung zu punktueller Subvention, viele Bereiche
kommen aber in den Genuß von Schutz durch "Regulierung", deren Abbau
deutlicher nationaler Widerstand entgegengesetzt wird. Die Eingliederung Ost-
deutschlands in die EG macht — "neutralisiert" durch Reduktion der westdeut-
schen Fördergebiete — befristete Ausnahmen sowohl vom strengen Wettbewerb als
auch von der restriktiven Beihilfenbewilligung erforderlich. Daß sie im wesentli-
chen ohne Änderung des EG-Rechts möglich sind, zeigt, welchen Ermessens-
spielraum das einschlägige Recht der EG-Kommission einräumt.
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